
 

 
 

 Dezember 2024 

Information zu spruchreifen  
Geschäften des Kantonsrates 
für die Dezember-Session 2024 VSEG Stand 

Verband Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) 
 

 

VSEG-Stellungnahme zu Geschäften der bevor- 
stehenden Dezember-Kantonsratssession 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der VSEG informiert Sie mit dem aktuellen „Standpunkt“ wiederum über seine Empfehlungen zu ein-
zelnen Vorlagen für die Dezember-Session. Bei den nachstehenden Geschäften und Empfehlungen 
handelt es sich um Leistungsfelder der Einwohnergemeinden oder zumindest um Bereiche, die von 
den Gemeinden umgesetzt werden. Aus diesen Gründen erachten wir es als wichtig und richtig, wenn 
die notwendigen Entscheide auch im Interesse der Gemeinden gefällt werden. 

 

 

 

 

Globalbudgets 
und Voranschlag 

Allgemeiner VSEG-Standpunkt zu den kantonalen Globalbudgets 

Der VSEG ist mit dem kantonalen Voranschlag 2025 und den Globalbudgets so nicht einver-
standen und empfiehlt dem Kantonsrat, die Vorlagen an den Regierungsrat zur Überarbeitung 
zurwückzuweisen. 

Die kantonalen Globalbudgets sind sinnbildlich für das Ablastungsprogramm, welcher der Kanton als 
Massnahmenplan 2024 präsentiert hat. Trotz der finanziellen Lage, welche es aus Sicht des Kantons 
notwendig macht, Kosten auf die Gemeinden abzuwälzen und Dienstleistungen zu streichen, sind ge-
samthaft Mehrausgaben von über 130 Million Franken geplant. Rund ein Viertel dieser Kosten betref-
fen Lohnkosten, entweder in der Form von Teuerungsausgleichen und Erfahrungsanstiegen, oder in 
Form neu geschaffener Stellen. Kein einziges Globalbudget weist Einsparungen auf, die einzigen po-
sitiven Resultate sind auf Erhöhung von Gebühren, welche wiederum die Einwohnerinnen und Ein-
wohner treffen, zurückzuführen! Einzig das Globalbudget «Volksschule» weist eine Angebotsreduk-
tion als Sparmassnahme auf. 

Es kann nicht sein, dass die Gemeinden den ungebremsten Ausbau der kantonalen Strukturen 
mitzufinanzieren haben. Der Kanton muss seine Ausgaben in den Griff bekommen, anstelle 
seine Kosten einfach auf die Gemeinden abzuwälzen! 

A 236 / 2023 Auftrag Mitte-Fraktion: Die Mitte - EVP: Aufgaben der Kantonspolizei überprüfen 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den Auftrag für erheblich zu erklären und abzuschreiben. 

Die Kantonsverfassung steht der Auslagerung von Aufgaben einer Strafverfolgungsbehörde auf eine 
nicht näher definierte öffentlich-rechtliche Körperschaft entgegen. Selbst im Rahmen des vereinfach-
ten Ordnungsbussenverfahrens sind die Verfahrensgrundsätze und die Rechte der Be schuldigten zu 
wahren. Aus diesem Grund sowie aufgrund des staatlichen Gewaltmonopols ist die Bussenerhebung 
den entsprechend ausgebildeten Polizeibehörden vorbehalten. Aus den dargelegten Gründen beurtei-
len wir eine grundlegende Änderung der geltenden Sicherheitsstruktur im Allgemeinen sowie hinsicht-
lich der Bussenerhebung im ruhenden Verkehr im Besonderen weder als sinnvoll noch als angezeigt. 
Die Einwohnergemeinden können sich mit all ihren polizeilichen Anliegen an die für sie zuständige 
Polizistin bzw. den für sie zuständigen Polizisten wenden, auch ausserhalb der institutionalisierten 
Gespräche und selbstverständlich auch bei wiederkehrenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
dem ruhenden Verkehr. Einige Einwohnergemeinden machen von diesem Angebot Gebrauch. Ge-
meinsam wurden an die jeweilige Situation angepasste Dispositive für regelmässige Kontrollen durch 
die polizeilichen Sicherheitsassistentinnen und -assistenten (PSA) erstellt. Die Rückmeldungen der 
Einwohnergemeinden fallen durch aus positiv aus. 
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I 114/2024 Interpellation Hardy Jäggi (SP, Recherswil) IKV 2020 – reicht das Kontingent für alle Ver-
einslottos im Kanton Solothurn 

Der VSEG ist mit der regierungsrätlichen Antwort zufrieden. 

Umfragen mit den umliegenden Kantonen haben gezeigt, wenn die Vereine die Lottos selbst durch-
führen, dass die Kontingente grundsätzlich eingehalten werden können. Die Kantone Basel-Stadt und 
der Kanton Aargau haben professionelle Lottoveranstalter verboten und haben sehr gute Erfahrungen 
damit gemacht. Im Kanton Basel-Landschaft sind zwar professionelle Lottoveranstalter zugelassen, 
aber die Vereine organisieren und führen die Lottos in eigener Regie durch. Im Kanton Bern ist die 
Bevölkerungszahl um ein Mehrfaches höher als im Kanton Solothurn und bis anhin hatte der Kanton 
Bern mit der Ausschöpfung des Kontingentes keine Probleme. 

 

A 029/2024 Auftrag Fabian Gloor (Die Mitte, Oensingen): Medizinische Ambulante Grundversorgung si-
cherstellen 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den abgeänderte Auftrag für erheblich zu erklären: Der Re-
gierungsrat wird beauftragt, Massnahmen zur Sicherstellung der ambulanten Grundversorgung 
(insbesondere Haus- und Kinderärztinnen und –ärzte) gemeinsam mit den Gemeinden, Leis-
tungserbringern und Fachverbänden umzusetzen.  

Der Kanton steht in regelmässigem Austausch mit der GAeSO und der soH. Gemeinsam werden Lö-
sungsansätze geprüft und umgesetzt. In diese Diskussionen wurde seit Juni 2024 auch der VSEG 
einbezogen. Es braucht aus Sicht des VSEG aber klar ein robusteres Vorgehen des Kantons, um 
nicht nur mittel- und langfristig, sondern auch zeitnah eine Lösung für die anstehenden Versorgungs-
engpässe – gerade im Kinderarztbereich - zu liefern. Dies soll als verpflichtender Auftrag an das DDI 
parallel zu verschiedenen Vorhaben der Gemeinden, Leistungserbringer und Fachverbände laufen. 

 

A 061/2024 Auftrag Fraktion SVP: Stopp dem Missbrauch von Sozialhilfegeldern 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den Auftrag für nicht erheblich zu erklären. 

Am 1. Mai 2024 beantwortete der Bundesrat eine Interpellation1) zum» Thema: «Bezahlkarten an-
stelle von Bargeld für Personen des Asylbereichs». Darin lehnte er eine Bezahlkarte für Personen im 
Asylverfahren, die in den Bundesasylzentren (BAZ) untergebracht sind ab, da die Sozialhilfe überwie-
gend in Sachleistungen ausbezahlt werde und das wenige Bargeld nicht relevant für Auslandzahlun-
gen sei. Der Bundesrat erklärte auch, dass es aufgrund der aktuellen Wissenslage schwierig sei, die 
Wirksamkeit von Debitkarten anstelle von Bargeld einzuschätzen.  

In verschiedenen Kantonen wie Basel-Stadt, Aargau und Zürich haben die Parlamente und Regierun-
gen die Einführung einer Bezahlkarte abgelehnt. Gründe sind unter anderem der hohe Verwaltungs-
aufwand, die bereits tiefen ausbezahlten Beiträge, die Diskriminierung einer Personengruppe und da-
mit verbundene negative Auswirkungen auf die Integration. Auch sei die Wirkung nicht belegt und es 
gebe keine Hinweise auf Missbrauch der tiefen Sozialhilfeleistung. Es wird auch darauf verwiesen, 
dass ein Bezahlkartensystem kantonsübergreifend koordiniert eingeführt werden müsste. Denn Per-
sonen, die in Grenzregionen zu anderen Kantonen wohnen, dort beispielsweise Sprachkurse oder 
Integrationsprogramme besuchen, würden ansonsten in ihrem Alltag und ihrer Integration stark einge-
schränkt. Sie könnten ausserkantonal keine Dienstleistungen oder Güter beziehen. Der Kanton Solo-
thurn wäre hiervon aufgrund seiner geographischen Lage besonders stark betroffen, da die angren-
zenden Kantone Basel-Stadt und Aargau die Einführung abgelehnt haben. 
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AD 213/2024 Dringlicher Auftrag fraktionsübergreifend: Klassenmanagementlektion bedarfsorientiert und 
nicht flächendeckender Qualitätsabbau auf Kosten der Schüler und Schülerinnen (DBK) 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den dringlichen Auftrag erheblich zu erklären. 

Im Zuge der Vordiskussionen zur Einführung der Klassenmanagementlektionen wurde dem VSEG 
immer wieder bestätigt, dass diese Massnahme kostenneutral umgesetzt werden kann bzw. muss. 
Den Reaktionen der Schulträgern ist jedoch nun zu entnehmen, dass diese Massnahme ohne Leis-
tungsabbau nicht kostenneutral vollzogen werden kann. Aus diesen Gründen können wir dieser weite-
ren Leistungsausweitung zu Gunsten der Lehrkräfte so nicht zustimmen. Wir sehen lediglich eine Re-
alisierbarkeit wenn diese weitere Entlastung als Möglichkeit und nicht als Vorgabe formuliert wird, so 
dass die Schulleitungen in Absprache mit den kommunalen Behörden selbständig entscheiden kön-
nen, ob die Lektion als Schicht- (Halbklassenunterricht) oder als KM-Lektion eingesetzt wird. 

 

 
Redaktionsteam VSEG-Standpunkt: -  Roger Siegenthaler, Präsident VSEG 

- Thomas Marbet, Vize-Präsident VSEG 
 - François Scheidegger, Vize-Präsident VSEG 
 - Thomas Blum, Geschäftsführer VSEG 

 

 


